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LORENZ JARASS 

Marktdurchsetzung von Windenergie in Norddeutschland: 
Standorte und Einspeisepreise 

Kurzfassung 

Bei den guten Windverhältnissen in Norddeutschland ist die 
Marktdurchsetzung von Windenergie im wesentlichen von der 
Verfügbarkeit von Standorten (" technisches Potential") sowie 
der Höhe der bezahlten Einspeisepreise ("wirtschaftliches Poten­
tial") abhä"ngig. 

Die vorliegenden Windmessungen zeigen, daß jedenfalls im 
langjährigen Durchschnitt Hauptwindrichtungen nicht so stark 
ausgepriigt sind, daß eine Konzentration der Windkraftanlagen 
senkrecht zur Hauptwindrichtung und damit eine bessere Aus­
nutzung der Standorte möglich ist. Erste Messungen in nord­
deutschen Windparks zeigen, daß beim üblichen Anlagenab­
stand von zehn Rotordurchmessern eine abschattungsbedingte 
Verminderung der Windstromproduktion von über 10 % zu er­
warten ist. 

Erste systematische Abschä"tzungen ergeben ein Standort­
potential für 30 000 bis 60 000 Anlagen der derzeit gebauten 
Standardklasse mit 25 m Rotordurchmesser und 250 kW instal­
lierter Leistung. Eine vollstä"ndige Ausschöpfung dieses Poten­
tials bedeutet eine Windstromproduktion von 10 bis 20 1Wh,, 
also 15 % bis 30 % des derzeitigen Stromverbrauchs in Nord­
deutschland. 

An besonders windgünstigen Standorten sind Windkraftan­
lagen bereits heute einzelwirtschaftlich konkurrenzfä"hig mit 
Produktionskosten von rund 0,25 DM lkWh, . Die derzeit für 
Windstrom bezahlten Einspeisepreise von 0,10 DM/kWh, ent­
sprechen nur etwa der Hä"lfte der Stromkosten in neuen Kern­
oder Kohlekraftwerken. 

Die Bundesregierung gewiihrt derzeit im Rahmen des "100-
MW-Windprogramms" einen Zuschuß von 0,08 kWh, Wind­
strom, der als Vergütung für seine geringeren Umweltkosten 
aufgefaßt werden kann. Sobald die großen Energieversor­
gungsmonopole eine marktwirtschaftlich gebotene Einspeisever­
gütung von rund 0,20 DM/kWh, bezahlen, kann sich Wind­
energie am Markt durchsetzen: Eine Abdeckung von 15 % des 
norddeutschen Stromverbrauchs erfordert rund 30 000 Anlagen 
mit 25 m Rotordurchmesser bei etwa 15 Mrd. DM Investitions­
kosten. 

1. Nutzbares Windpotential in Norddeutschland 

Das nutzbare Windenergiepotential in Norddeutschland ist 
durch die Größe der Windgeschwindigkeit und die Zahl der 
verfügbaren Standorte für Windkraftanlagen bestimmt. 

Das (atmosphärische) Windenergiepotential über die Bun­
desrepublik Deutschland beträgt rund 15 000 TWh (rund 2 % 
der Sonneneinstrahlung) und damit etwa das Vierfache des 
Primärenergieverbrauchs der Bundesrepublik Deutschland. 
Ausgehend von diesem Windenergiepotential läßt sich fol­
gende Aufteilung vornehmen 1 (vgl. Abb. 1): 

- Technisch nutzbares Potential: derjenige Teil, der gemäß 
den Naturgesetzen und entsprechend dem Stand der 
Technik unter Berücksichtigung der vorhandenen Stand­
orte in nutzbare Energie umgesetzt werden kann. 

- Wirtschaftlich nutzbares Potential: derjenige Teil, der mit 
einem wirtschaftlich vertretbaren Aufwand in Nutzenergie 
umgewandelt werden kann. 

Abbildung 1: 
Potential der Windenergie 

-.....-- natürliches Angebot 

.,,,...__, __ technisch nutzbar 

wirtschaftlich nutzbar 

Windgeschwindigkeit und Stromproduktion: Steigt die 
Windgeschwindigkeit auf das Doppelte an, so nimmt das 
natürliche Angebot (Windleistungsdichte) auf das Achtfache 
zu. Diese starke Abhängigkeit von der Windgeschwindigkeit 
macht die Standortwahl und die Höhe über Grund zu ent­
scheidenden Kriterien bei der Nutzung der Windenergie. 
Modeme Windkraftanlagen wandeln rund 20-25 % der natür-
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liehen Strömungsenergie in elektrische Energie um. Übrigens: 
Eine verlustfrei arbeitende "ideale" Windkraftanlage mit 
horizontaler Achse kann maximal rund 60 % der im Luft­
strom erhaltenen Energie in mechanische Energie umwandeln; 
die Geschwindigkeit des Luftstroms wird auf ein Drittel 
abgemindert 2

• 

Stromproduktion pro Anlage: Die derzeit installierten 
modernen Anlagen mit 25 m Rotordurchmesser und 250 kW 
installierter Leistung produzieren in sehr windgünstigen 
Küstenlagen (bei Jahresdurchschnitts-Windgeschwindigkei­
ten von über 7 m/s in 40 m Nabenhöhe) jährlich bis zu 300 000 
kWhe; das sind rund 600 kWhe pro m2 der von den Rotoren 
überstrichenen Fläche3

• 

2. Standorte 

2.1 Benötigte Standorte 

Der Platzbedarf für Windkraftanlagen hängt wesentlich 
von zwei Faktoren ab: 

- Gibt es eine Hauptwindrichtung? 

- Wie groß ist der benötigte Mindestabstand zwischen den 
Anlagen, um die jeweilige Abschattung nicht zu groß wer­
den zu lassen? 

Abbildung 2 zeigt die optimale Aufstellung von Wind­
kraftwerken, falls keine Hauptwindrichtung existiert. 

Bei einem heute üblichen Mindestabstand von zehn Rotor­
durchmessern kann man pro Hektar (horizontaler) Abstands­
fläche rund 90 m2 (vertikale) Rotorfläche installieren 4. Bei der 
oben angegebenen Windstromproduktion von 600 kWhe pro 
m2 (vertikaler) Rotorfläche ergeben sich damit als Faustregel 
5 kWhe Windstromproduktion pro m2 (horizontaler) Ab­
standsfläche. 

Abbildung 2: 
Optimale Aufstellung von Windkraftwerken, 

keine Hauptwindrichtung 

n = F / [ (hd)2 
• v3 / 2 ], 

mit 
n := installierbare Windkri>ftanlagen (Zahl der Standorte), 
F := vorhandene AbstandsflAche [m2], 

hd := Mindestabstand als k-faches dea Rotordurchmessera d. 

Die örtlichen topographischen, geographischen, energie­
wirtschaftlichen und infrastrukturellen Verhältnisse werden 
eine derartige, die Abstandsfläche minimierende Anordnung 
allerdings nur selten erlauben. Muß der Mindestabstand auf 
das Doppelte erhöht werden, sinkt die Zahl der installierbaren 
Anlagen auf ein Viertel. Die oben als Faustregel angegebenen 
5 kWhe pro m2 Abstandsfläche müssen dann entsprechend 
reduziert werden. 

Die Einhaltung des erforderlichen Mindestabstands nach 
allen Seiten ist nur dann erforderlich, wenn keine dominie­
rende Hauptwindrichtung existiert. Kommt nun z.B. der 
überwiegende Teil der Winde aus westlichen oder östlichen 
Richtungen, so braucht der Abschattungseffekt nur bezüglich 

der Ost-West-Richtung berücksichtigt zu werden. Entlang 
der Nebenwindrichtung kann die Aufstellung der Windkraft­
anlagen wie in Abbildung 3 enger erfolgen. Beim heute üb­
lichen Mindestabstand von 10 Rotordurchmessern könnten 
dann bis zu 8,7 mal so viele Anlagen aufgestellt und das techni­
sche Potential entsprechend vergrößert werden 5. 

Abbildung 3: 
Optimale Aufstellung von Windkraftwerken, 

mit Hauptwindrichtung 

n = F / [hd2
] 

mit 
n := installierbare Windkraftanlagen (Zahl der Standorte), 
F := vorhandene AbstandsflAche [m2], 
hd := Mindestabstand als k-faches des Rotordurchmessera d. 

Existiert nun eine dominierende Hauptwindrichtung an der 
norddeutschen Küste? Für unsere Fragestellung ist weniger 
die Existenz einer dominierenden Hauptwindrichtung rele­
vant. Vielmehr interessiert, ob die für eine Windenergieerzeu­
gung nutzbaren Windgeschwindigkeiten aus einer dominie­
renden Hauptwindrichtung (bzw. aus der entsprechenden 
Gegenwindrichtung) kommen. Deshalb wurden sämtliche 
Windrichtungen mit der entsprechenden Energieproduktion 
gewichtet 6 • Durch die Gewichtung mit der Energieproduk­
tion werden die Windrichtungen mit einer Windgeschwindig­
keit < 5 m/s vernachlässigt, größere Windgeschwindigkeiten 
werden mit der Windenergieproduktion gewichtet, wobei die 
Zunahme der Windrichtung durch die installierte Generator­
leistung beschränkt ist. Selir hohe Windgeschwindigkeiten 
wiederum werden vernachlässigt, da dann die Windkraftan­
lage abgeschaltet werden muß. 

Abbildung 4 zeigt die Windrichtungsverteilung, gewichtet 
mit der Windenergieproduktion, für List/Sylt für die Jahre 
1969-1974, Abbildung 5 für die Station Norderney. 

Zwar existiert i~ manchen Jahren (z.B. in List 1969) eine 
ganz stark ausgeprägte Hauptwindrichtung, aber in anderen 
Jahren (z.B. in List 1970 und 1971, vor allem aber in List 1972) 
variiert die Hauptwindrichtung. Ganz ähnliche Ergebnisse 
zeigen sich für Nordernery. Man sieht also, daß an der Nord­
seeküste zwar Hauptwindrichtungen existieren, sie sind 
jedoch zu wenig ausgeprägt und wechseln ihre Richtung zu 
stark von Jahr zu Jahr. Eine dicht gepackte Aufstellung von 
Windkraftwerken, wie in Abbildung 3 dargestellt, ist demzu­
folge ohne deutliche Verminderung der Jahresenergieproduk­
tion nicht möglich. Deshalb dürfte an der norddeutschen 
Küste meist die Einhaltung der Mindestabstände nach fast 
allen Seiten hin (etwa entsprechend Abb. 2) erforderlich sein. 

Platzbedarf bei Deckung von 15 % des norddeutschen Strom­
verbrauchs: 1987 betrug der Stromverbrauch 7 in den nord­
deutschen Bundesländern Niedersachsen, Bremen, Hamburg 
und Schleswig-Holstein rund 70 TWhe; 15 % hiervon sind 
10 TWhe (dies entspricht knapp 3 % des bundesdeutschen 
Stromverbrauchs 1988). Hierfür müßten rund 30 000 Anlagen 
mit 25 m Rotordurchmesser(oder knapp 2000 mit 100 m, wie 
etwa GROWIAN) aufgestellt werden. 
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Abbildung 4: 
Polardiagramm der gewichteten Windrichtungsverteilung 

für List!S ylt 

Abbildung 5: 
Polardiagramm der gewichteten Windrichtungsverteilung 

für Norderney 

N 

1969 ~ 

2.2 Vorhandene Standorte 

Die Gesamtfläche von Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Bremen und der nördlichen Hälfte von Niedersachsen beträgt 
ruad 40 000 km2

• Ein wesentlicher Teil dieser Fläche ist auf­
grund ihrer Besiedlung und sonstiger Nutzung nicht für den 
Bau und Betrieb von Windkraftanlagen geeignet. 

Ein erster Durchgang einer vorsorglichen Flächensicherung 
für Windkraftwerke auf der dünn besiedelten und für Wind­
energienutzung gut geeigneten Insel Fehmarn ergab 13 % der 
Inselfläche als mögliche größere Sicherungsgebiete8• Im 
gesamten norddeutschen Küstengebiet dürfte der Prozentsatz 

erheblich geringer sein. Andererseits ist es durchaus denkbar, 
daß auch kleinere verstreut liegende Gebiete nutzbar sind, 
falls die dazwischen liegenden Gebiete keine größere Bebau­
ung aufweisen. 

Eine bereits 1981 im Auftrag der EG durchgeführte Unter­
suchung9 zeigte für Norddeutschland eine für Windnutzung 
prinzipiell verfügbare Fläche von 1 800 km2 und damit etwa 
35 000 Standorte für Anlagen mit 25 m Rotordurchmesser. Bei 
diesen Abschätzungen wurde über das gesamte norddeutsche 
Küstengebiet ein Raster gezogen und durch wohldefinierte 
statistische Stichproben geprüft, welcher Anteil der gesamten 
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Landfläche prinzipiell für Windenergienutzung zur Verfü­
gung steht. Von der Gesamtfläche des norddeutschen 
Küstengebiets von ca. 40 000 km2 sind nach dieser Untersu­
chung also knapp 5 % als Abstandsfläche geeignet. Insgesamt 
ergab die Berechnung ein maximales Potential im norddeut­
schen Küstengebiet 10 von rund 15 TWhe/a. 

Eine andere im Auftrag des BMFT 1985 durchgeführte 
Auszählung 11 ergab 3 600 Standorte für die GROWIAN­
Windkraftanlage mit 100 m Rotordurchmesser, umgerechnet 
also rund 60 000 Standorte für die hier betrachtete Referenz­
anlage mit 25 m Rotordurchmesser. 

Inwieweit all diese Standorte tatsächlich genutzt werden 
können, ist äußerst fraglich, da viele Gemeinden sicherlich 
nach dem Bau von einigen hundert Windkraftanlagen einem 
weiteren Zubau ihrer Landschaft nicht zustimmen werden. 
Dies spricht für die Nutzung von größeren Anlagen mit 
Rotordurchmessern von deutlich über 25 m; bei einer Ver­
doppelung des Durchmessers wird nämlich nur noch ein Vier­
tel der Standorte benötigt. 

Die norddeutsche Küste wird jedenfalls nach dem Bau von 
Zehntausenden von großen Windkraftanlagen völlig verän­
dert sein. Andererseits stehen derzeit im betrachteten 
Küstengebiet rund 50 000 Hochspannungsleitungsmasten mit 
Höhen zwischen 25 m und 60 m. 

3. Einzelwirtschaftliche Kosten (Baukosten) 

Die einzelwirtschaftlichen Kosten der Windenergie sind im 
wesentlichen bestimmt durch: 

- Investitionskosten für den Bau von Windkraftanlagen und 
Einbindung in das Versorgungsnetz sowie ggf. Bau von 
Versorgungsstraßen. 

- Betriebskosten (etwa 1-2 % der Investitionskosten, aber 
zusätzlich Versicherungskosten zumindest in der Anlauf­
phase für die Absicherung technisch und Klima-bedingter 
Produktionsausfälle sowie Pachten für die Grundstücks­
nutzung). 

- Brennstoffkosten fallen im Gegensatz zu thermischen 
Kraftwerken nicht an. 

Die Investitionskosten sind wesentlich vom Rotordurch­
messer abhängig und nicht, wie bei thermischen Kraftwerken, 
von der installierten Leistung. Üblicherweise werden die Inve­
stitionskosten deshalb bezogen auf die von den Rotoren über­
strichene Kreisfläche. Das Anfang November 1989 in Husum 
von der Deutschen Gesellschaft für Windenergie durchge­
führte Windenergie-Seminar hat ergeben, daß derzeit mit 
Investitionskosten von rund 1000,- DM/m2 (entspricht rund 
2 000,- DM/kW installierter Leistung) gerechnet werden 
muß. Davon sind rund zwei Drittel Kosten für die reine 
Windkraftanlage, ein Drittel für Straßen- und Netzanbin­
dung. Bei besonders schwierigen Gründungsmaßnahmen oder 
aber gänzlich fehlender Straßen- und Netzanbindung muß mit 
Zuschlägen von 30 % und mehr gerechnet werden (dann ist 
Windenergie auch in besonders windgünstigen Lagen einzel­
wirtschaftlich nicht konkurrenzfähig!). 

Windstromkosten pro kWhe: 1 000,- DM Investitions­
kosten pro m2 Rotorkreisfläche ergeben jährlich Kosten von 
rund 150,- DM. Diese Kosten verteilen sich an sehr windgün­
stigen Standorten 12 an der Nordseeküste auf bis zu 600 k Whe 
Stromproduktion pro installierter m2 Flügelkreisfläche; damit 
ergeben sich einzelwirtschaftliche Stromkosten von rund 

0,25 DM/kWhe. An einzelnen ausgezeichneten Windstand­
orten mögen die Kosten auch noch etwas niedriger liegen. 

Ein neues Kraftwerk auf Basis deutscher Kohle oder Kern­
energie hat heute einzelwirtschaftliche Kosten (Investitions­
und Brennstoffkosten!) von rund 0,2 DM/kWhe. Die einzel­
wirtschaftliche Konkurrenzfähigkeit von Windstrom ist da­
mit heute bereits an sehr windgünstigen Standorten gegeben. 
Die erheblich geringeren Umweltbelastungen von Wind­
stromproduktion verbessern ihre gesamtwirtschaftliche Kon­
kurrenzfähigkeit um rund 0,1 DM/kWhe undJühren auch an 
weniger windgünstigen Standorten jedenfalls zu ihrer ge­
samtwirtschaftlichen Konkurrenzfähigkeit. 

4. Soziale Kosten (Umweltbelastung) 

Wie umweltfreundlich ist Windenergie nun aber wirklich? 
Offensichtlich entstehen im Gegensatz zur thermischen 
Energienutzung weder Abgase noch Abwärme noch Entsor­
gungsprobleme; zwar wird demnächst ein Großteil der Schwe­
feldioxid-, Stickoxid- und Staubemissionen in modernen fos­
sil befeuerten Kraftwerken durch Filterverfahren zurückge­
halten. Doch was geschieht mit den so zurückgehaltenen 
Schadstoffen? W eiche Probleme wirft die langfristige Endla­
gerung von abgebrannten Kernbrennstoffen auf? Ozonloch 
und COrProbleme? All diese Probleme entstehen bei Wind­
energie nicht. 

Allerdings hat auch Windenergie Umweltbelastungen. 
Bedenken könnten bestehen wegen 

Klimabeeinflussung, 
Lärmerzeugung, 
Störung von elektrischen Signalen, 
Vogeltod, 
optische Verschmutzung. 

4.1 Klimabeeinflussung 

Selbst ein größtmöglicher Ausbau von Windkraftanlagen 
führt im norddeutschen Küstengebiet maximal zu einer Ver­
änderung der kinetischen Energie des Wettergeschehens im 
Promillebereich. Nach heutiger Kenntnis sind damit Klima­
auswirkungen auszuschließen. 

4.2 Liirmerzeugung 

Lärmerzeugung wurde bis vor kurzem als relativ unbedeu­
tend eingestuft, da man annahm, daß nur die ersten Proto­
typen Lärmprobleme haben würden. Die relativ scharfen 
Lärmschutzbestimmungen bezüglich Gewerbe- und Straßen­
lärm in der Bundesrepublik Deutschlanc'. scheinen nun aber 
auch die Realisierung der Windenergie zu behindern: Der 
Windenergiepark Westküste im Kaiser-Wilhelm-Koog kann 
offensichtlich den nachts geltenden Grenzwert von 45 dB(A) 
nicht einhalten. Man vermutet zwar, daß Getriebe- und Gene­
ratorlärm noch weiter vermindert werden können; dies wird 
aber mit nicht unerheblich erhöhten Kosten verbunden sein. 

Können die Geräusche (zumindest bei niedrigeH Eigenge­
räuschen des Windes) nicht erheblich vermindert werden, so 
müssen die Abstände zur Wohnbebauung gegenüber den bis­
herigen Planungen möglicherweise erheblich erhöht werden, 
was wiederum die Zahl nutzbarer Standorte vermindert. Auch 
dann wird aber das Problem der Lärmbelästigung in ehemals 
ruhigen Erholungsgebieten nicht gelöst 13. Ein kleines Trost­
pflaster zur Lärmerzeugung: Im Weinbaugebiet der Steier­
mark werden seit Jahrhunderten Windräder zur Lärmerzeu­
gung eingesetzt, um Vögel zu verscheuchen. 
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4.3 Störung von elektrischen Signalen (z.B. Störung des 
Fernsehempfangs, von Richtfunkstrecken und von 
militärischen Anlagen) 

Die Stärke der Störung des Fernsehempfangs hängt wesent­
lich von der Art der verwendeten Flügelmaterialien ab. Eine 
ggf. erforderliche Verkabelung würde gerade in den relevanten 
dünn besiedelten Küstengebieten kostenmäßig der Wind­
energienutzung angelastet werden müssen. Vielleicht sollten 
die Betroffenen aber einfach weniger fernsehen und statt des­
sen mehr Aufsätze über Windenergienutzung lesen? 

Prinzipiell könnten Richtfunkstrecken der Deutschen 
Bundespost und Richtstrahlen der Deutschen Bundeswehr 
gestört werden, was meist durch Verschiebung der einzelnen 
Windkraftanlagen um wenige Meter behoben werden kann 14 • 

Die diffuse Strahlung der Generatoren kann Radaranlagen 
ineffektiv machen. Aber sind nicht gerade dicht gepackte und 
tief gestaffelte Windkraftanlagen selbst ein ausgezeichnetes 
Bollwerk gegen Tiefflieger? Deshalb ergeben sich derzeit noch 
Stationierungsprobleme für Windparks in festgelegten Tief­
fluggebieten. 

4.4 Vogeltod 

Es gibt derzeit noch keine systematischen Untersuchun­
gen 15 zu den Auswirkungen des Baus von größeren Wind­
kraftanlagenparks im norddeutschen Küstengebiet auf die 
Vogelwelt. Es ist aber bekannt, daß dieses Gebiet große 
Vogelschutzgebiete aufweist und insbesondere enorm wich­
tige Rastplätze für Zugvögel zur Verfügung stellt. Insbeson­
dere ein dichtgepackter 16 Bau von Windkraftanlagen könnte 
einen erheblichen Einfluß auf Zugvögel haben. 

4.5 Optische Verschmutzung 

Die Errichtung einer Vielzahl von hohen Türmen wird mit 
erheblichen optischen Beeinträchtigungen verbunden sein. 
Zumindest beim derzeitigen Stand der Technik kommt eine 
unterirdische Bauweise von Windkraftwerken noch nicht in 
Frage 17

• Voruntersuchungen zur Monetarisierung der opti­
schen Belastung der Landschaft auf dem Gebiet der Hoch­
spannungsleitungen 18 haben erhebliche soziale Kosten der 
optischen Verschmutzung erbracht. 

Koch 19 schreibt, daß Dreiflügler auf Vollkörpermasten die 
höchste, und Einflügler auf Gittermasten die geringste 
Akzeptanz bei der Bevölkerung aufweisen; gleiches berichtet 
D. Clausen von der Schleswag AG. Dies würde für die her­
kömmlichen mittelschnell laufenden Dreiflügler und gegen die 
jetzt in der Entwicklung befindlichen superschnell laufenden 
Einflügler sprechen. 

Resumee: Je schärfer die Umweltvorschriften und je höher 
die Umweltabgaben sind, desto größer wird die wirtschaftli­
che Konkurrenzfähigkeit der Windenergie. Gleichzeitig wird 
dadurch aber auch die Zahl der möglichen Standorte und 
damit das technisch nutzbare Potential der Windenergie 
verringert. 

5. Aufgaben des Staates (Rahmenbedingungen) 

Die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden 
vom Staat gesetzt. Einige Vorüberlegungen hierzu: Der Staat 
sollte sich als aktiv Beteiligter aus der Energiewirtschaft 
zurückziehen. Unter dem Deckmantel der angeblich erforder­
lichen Daseinsvorsorge bestimmt der Staat in Energiewirt-

schaft, aber auch in Wohnungswirtschaft, Gesundheitswesen, 
Luft- und Raumfahrt etc., was der Bürger braucht, und pro­
duziert in vielen Fällen diese Güter selber. 

Dieser sowohl in Bayern wie auch in Hamburg gezüchtete 
Staatskapitalismus muß aus grundsätzlichen ordnungspoliti­
schen Gründen zurückgedrängt werden: Der mündige Bürger 
soll aus einem vielfältigen Marktangebot wählen können. Der 
direkte Staatseinfluß in Energiewirtschaft und ähnlichen 
Bereichen wie der Wohnungswirtschaft hat uns eigentlich nur 
große, zentralisierte, schwer vom einzelnen Bürger beeinfluß­
bare Technologien beschert, die noch dazu, ganz im Gegen­
satz zu der dahinter stehenden Theorie, wenig Rücksicht auf 
Schwache, Arme und Umwelt nehmen. 

Wenn es schon angeblich, wie vom Bayerischen Umweltmi­
nisterium vertreten, Aufgabe des Staates ist, die Energiever­
sorgung zu garantieren, warum werden dann eigentlich nicht 
in Bayern und sonstwo die für die Basisversorgung noch viel 
wichtigeren Bäckereien und Metzgereien unter Staatsaufsicht 
gestellt? Warum werden dann nicht Bäcker und Metzger ver­
beamtet und vom Verfassungsschutz überprüft? 

W eiche Rahmenbedingungen muß der Staat setzen, um 
Marktwirtschaft20 auf Dauer sicherzustellen? 

- Sicherstellung eines gesamtwirtschaftlich optimalen Wett­
bewerbs zwischen vielen Anbietern und vielen Nachfra­
gern. 

- Einbindung von gesamtwirtschaftlichen Effekten wie 
Umweltschäden, Arbeitsplatzwirksamkeit etc. in das 
Marktgeschehen (soziale Kosten müssen ausgabewirksam 
gemacht werden) . 

Was heißt das für die Markteinführung der Windenergie: 

- Gesamtwirtschaftlich optimaler Wettbewerb sowohl zwi­
schen den Marktakteuren als auch zwischen den Energie­
trägern. 

- Gewährleistung des Verursacherprinzips bei externen 
Kosten und Erträgen: Z.B. darf der Staat die Kernenergie 
nicht durch staatliche Garantien von der Risikovorsorge 
ausnehmen. Jeder Kernkraftbetreiber müßte für sein ge­
samtes Risiko eine vermutlich weltweit zu garantierende 
und rückzuversichernde Versicherung vorweisen. Kann er 
diesen Versicherungsnachweis nicht erbringen, so darf er 
sein Kernkraftwerk eben nicht betreiben, so wie niemand 
ein Auto betreiben darf, ohne für alle denkbaren Fälle eine 
vollständige Versicherung nachzuweisen. 

- Allgemeine Umweltbelastungen durch Abwärme, COr 
Belastung etc. sollten durch Erhebung einer Umweltab­
gabe/Ökosteuer berücksichtigt werden; alternativ müssen 
die besonders umweltfreundlichen Energieträger steuerlich 
begünstigt werden. 

- Festlegung einer gesamtwirtschaftlich optimalen Tarif­
struktur, vor allem bei den monopolisierten leitungsge­
bundenen Energieträgern. Die Arbeitspreise müssen hier­
bei an den langfristigen Grenzkosten orientiert werden. 
Das bedeutet bei der derzeitigen Kostenstruktur Strom­
tarife, die keine Grundpreise, sondern nur noch (ggf. zeit­
abhängige) Arbeitspreise aufweisen. Die neue Bundestarif­
ordnung Elektrizität entspricht tendenziell dieser Forde­
rung; der jahrelange Kampf für marktwirtschaftliche 
Stromtarife konnte damit erfolgreich beendet werden. Für 
den Haushalts-, Landwirtschafts- und Gewerbebereich ist 
das Problem gelöst, für den Industriebereich mit seinen 
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stark degressiven Stromtarifen muß noch eine Lösung 
gefunden werden. 

- Festlegung von wohl definierten Einspeisebedingungen für 
neue Energieträger. 

6. Marktzugang 

6.1 Standorte und Genehmigungs/ragen 

Windkraftanlagen haben nur dann einen Marktzugang, 
wenn ausreichend viele Standorte zur Verfügung gestellt 
werden. 

In unserer Gesellschaftsordnung mit Privatbesitz an Grund 
und Boden ist es üblich, daß der jeweilige Grundbesitzer dar­
über entscheidet, ob er seinen Grund für Windenergienutzung 
zur Verfügung stellen will. Hierfür wird er eine marktübliche 
Entschädigung verlangen, die jedenfalls mindestens dem bis­
herigen Verkehrswert entsprechen wird. Dies mag bei den 
ersten Demonstrationsanlagen noch keine Rolle spielen, so­
lange die Gemeinden diese Anlagen auf gemeindeeigenem 
Grund installieren und auch die erforderliche Infrastruktur 
aus gemeindeeigenen Mitteln finanzieren. Seit Auflage des 
100-MW-Windprogramms der deutschen Bundesregierung und 
verschiedener parallel laufender Programme der norddeut­
schen Landesregierungen sind nun aber allein in Schleswig­
Holstein bis Ende 1989 mehr als 500 Anlagen zur Förderung 
angemeldet worden. Hier müssen im erheblichen Umfang 
fremde Grundstücke in Anspruch genommen werden. 

Es wird interessant sein, zu sehen, welche Grundstücksent­
schädigungen für die Nutzung durch Windkraftanlagen be­
zahlt werden müssen. Darüber hinaus ist noch völlig unge­
klärt, ob den zwischen den einzelnen Anlagen liegenden 
Grundstücken eine Entschädigung zusteht, da dort Wind­
energienutzung nur noch in erheblich verringertem Maße 
möglich ist. 

Für die Gemeinden könnte evtl. die zusätzliche Gewerbe­
steuer von Interesse sein; pro Hektar durch Windkraftanlagen 
genutzte Abstandsfläche könnten rund 1 000,- DM Gewer­
besteuer pro Jahr herausspringen 2 1

• 

6.2 Einspeisepreise 

Bei der heutigen Stromversorgungsstruktur ist der Markt­
zugang nur bei kleinen Anlagen über Eigenverbrauch, bei 
größeren Windkraftwerken jedoch nur über eine Einspeisung 
in das Hochspannungsnetz möglich. Damit hängt der Markt­
zugang wesentlich von den Einspeisebedingungen und den 
bezahlten Einspeisepreisen ab. Typische Eigenerzeuger be­
kommen heute für eingespeisten Strom im Durchschnitt 22 

0,05-0, 10 DM/k Whe; das entspricht in etwa den eingesparten 
variablen Kosten bei den Strommonopolisten. 

Ein Park von vielen kleinen Windkraftanlagen im norddeut­
schen Küstengebiet könnte kostenrechnerisch als ein großes 
Kraftwerk aufgefaßt werden, das bei Ausfall genauso durch 
andere Kraftwerke ersetzt werden kann wie der Ausfall eines 
herkömmlichen Kraftwerks. Ein Windkraftwerk erzeugt gera­
de im nachfragestarken Winter deutlich mehr Strom als im 
nachfrageschwachen Sommer. Es spricht also alles dafür, für 
eingespeisten Windstrom ( zumindest bis zu einer installierten 
Leistung von etwa 1 200 MW, wie es z.B. das Kernkraftwerk 
Emsland aufweist} Einspeisepreise zu bezahlen, die alternativ 
durch Bau und Betrieb von konventionellen Kraftwerken an­
fallen würden: Einspeisepreis also entsprechend den einge­
sparten Gesamtkosten von rund 0,20 DM/kWhe und nicht nur 

(wie derzeit) entsprechend den eingesparten Brennstoffkosten 
von 0,05 bis 0,10 DM/kWh, . 

Mehrere europäische Länder wie Dänemark und Portugal 
sehen einen Einspeisepreis von 85 % des Lieferpreises vor, in 
der Bundesrepublik Deutschland wären das 85 % von ca. 0,3 
DM/kWhe, also 0,25 DM/kWh,; das wäre mehr als das Dop­
pelte des heutigen Einspeisepreisesn. 

Die geringeren Umweltbelastungen (sozialen Kosten) der 
Windenergie 24 müssen durch staatliche Subventionen aus­
gabenwirksam gemacht werden, solange die Einführung von 
angemessenen Ökosteuern oder Umweltabgaben politisch 
nicht durchgesetzt werden kann. Ein erster Ansatz ist der 
derzeitige staatliche Zuschuß von 0,08 DM/k Wh, im Rahmen 
des "100-MW-Windenergieprogramms" 25• 

7. Realisiertes Marktpotential 

Für die kommerzielle Marktdurchsetzung der Windenergie 
Norddeutschland sind vier Voraussetzungen erforderlich: 

- ausreichend Wind (6-7 m/s im Jahresmittel in Nabenhöhe}, 

- ausreichend Standorte, 

- angemessener Preis für den eingespeisten Windstrom, 

- staatliches Wohlwollen bei Raumplanung, Baugenehmi-
gung, Investitionszuschüssen und sonstiger Einflußnahme. 

An der norddeutschen Küste sind die Windverhältnisse 
genauso gut wie in den beiden Windenergieländern Kalifor­
nien und Dänemark. 

Standorte stehen jedenfalls für die ersten Tausend MW 
Windkraftleistung ausreichend zur Verfügung 26

• 

Achtet die Bundesregierung bei den Einspeisepreisen für 
Windstrom auf marktwirtschaftliche Rahmenbedingungen, 
so muß der Einspeisepreis entsprechend den alternativ anfal­
lenden Kosten für Bau und Betrieb von neuen Kraftwerken 
angesetzt werden, also bei etwa 0,20 DM/kWhe. Hier besteht 
nachhaltiger Handlungsbedarf, da die derzeitigen Einspeise­
preise nur die Hälfte betragen. Die Energiewirtschaft steht 
derzeit einer dezentralen Windenergienutzung mit Netzein­
speisung noch skeptisch gegenüber, da dadurch die einzelwirt­
schaftliche Kostengünstigkeit der neuen, schwer regelbaren 
Großkraftwerke auf Kohle- und Kernenergiebasis an der 
norddeutschen Küste in Frage gestellt werden könnte. 

Soll Windenergie in Norddeutschland nachhaltig genutzt 
werden, so müßten die Rahmenbedingungen in Richtung 
Marktwirtschaft verändert werden: 

- Ausgabenwirksamkeit der geringen Umweltbelastung von 
Windkraftwerken, also entweder Ökosteuern/Umwelt­
abgaben auf herkömmliche Stromproduktion oder ent­
sprechende Subventionierung der Windenergie (nicht nur 
im Rahmen eines limitierten 100-MW-Windenergiepro­
gramms). 

- Rechtlich abgesicherte Einspeisemöglichkeiten in die 
Netze der Strommonopole, und zwar zu genau festgeleg­
ten Einspeisebedingungen und zu Einspeisepreisen ent­
sprechend den langfristig eingesparten Vollkosten von 
rund 0,20 DM/kWhe (zumindest bis zu Wind-Leistungs­
anteilen von 5-10 % an der norddeutschen Stromversor­
gung). 

- Setzung von staatlichen Rahmenbedingungen, insbeson­
dere bei Rechts- und Versicherungsfragen. 
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- Nachhaltige Arbeiten im Bereich der notwendigen Stand­
ortvorsorge, also insbesondere im Bereich von Raumpla­
nung, Raumordnung und Flächensicherung. 

Im Jahre 1988 haben nach Angaben der VDEW 81 Wind­
kraftanlagen der großen Stromversorgungsunternehmen ins­
gesamt knapp 0,006 TWh0 an das öffentliche Netz geliefert; 
weitere 0,0024 TWhe wurden als Überschuß aus privaten 
Anlagen in das Netz übernommen. Das waren rund 0,1 % des 
norddeutschen Stromverbrauchs. Eine Erhöhung auf einen 
Anteil von 15 % erfordert rund 30 000 Anlagen mit 25 m 
Rotordurchmesser bei etwa 15 Mrd. DM Investitionskosten. 
Bei marktwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und steuer­
licher Berücksichtigung der niedrigeren Umweltkosten der 
Windenergie sind hierfür keine staatlichen Zuschüsse er­
forderlich. 
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